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 Editorial 
Die Umsatzsteuer stellt die wichtigste Einnahmequelle von Bund und 
Ländern dar. Für das Jahr 2017 rechnet der Bund mit Gesamteinnah-
men von etwa EUR 329 Mrd., davon entfallen EUR 90 Mrd. auf die Um-
satzsteuer. Vor diesem Hintergrund ist es nicht überraschend, dass 
Finanzamt und Betriebsprüfung besonders häufig die strengen Pflicht-
angaben für Rechnungen überprüfen, da dort erfahrungsgemäß die 
größten Rückforderungen zu holen waren. Bislang musste der Steuer-
pflichtige dann nicht nur die Umsatzsteuer, sondern auch zusätzlich die 
darauf entfallende (seit langem nicht mehr marktübliche) Verzinsung 
von 6 % pro Jahr zahlen. Die Zinsen entstanden auch dann, wenn die 
Rechnung später korrigiert wurde. Mit der EUGH-Entscheidung in Sa-
chen Senatex kann nunmehr eine Rechnung rückwirkend berichtigt 
werden, damit entfällt auch die Verzinsung, die bei wirtschaftlicher Be-
trachtung von Anfang an nicht entstanden ist. Bislang setzt die Finanz-
verwaltung das Urteil noch nicht um, und ob hier mit Gegenmaßnahmen 
reagiert wird, bleibt abzuwarten. 
 
Weitere steuerliche Gesetzgebungsverfahren vor der Bundestagswahl 
befinden sich auf dem Weg, so zum Beispiel zu einer gesetzlichen Re-
gelung der Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen, die sinnvoll und 
zweckmäßig ist. Auf der anderen Seite versucht der Gesetzgeber, un-
erwünschte Gestaltungen zu unterbinden. Hier sei auf den Beschluss 
der Bundesregierung zur Bekämpfung von schädlichen Steuerpraktiken 
verwiesen. Danach sollen u. a. Lizenzzahlungen ab 2018 nur noch ein-
geschränkt oder gar nicht mehr abzugsfähig sein, wenn insbesondere 
die angemessene wirtschaftliche Tätigkeit des Lizenzgebers nicht nach-
gewiesen wird. 
 
Ideen und Kontakte für ein gutes Catering benötigt fast jedes Unter-
nehmen. In unserem Interview beleuchtet Frau Doreen Huber, Gründe-
rin und Geschäftsführerin der LEMONCAT GmbH den Markt für Liefer-
dienste sowie für Business-Catering. LEMONCAT ist das einzige Cate-
ring-Portal, das ausschließlich Unternehmen bedient und bundesweit 
mit einer Vielzahl von Caterern zusammenarbeitet. 
 
In diesem Sinne wünschen Ihnen unsere UHY Teams aus Berlin und 
Rostock viel Spaß beim Lesen unseres NEWSletter. 
 
Herzlich 
Ihre 

 

 

Dr. Ulla Peters 
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 Interview mit Doreen Huber, Gründerin und Geschäftsfüh-
rerin der LEMONCAT GmbH 

 Frau Huber, was genau verbirgt sich hinter 
„LEMONCAT“? 
 
„LEMONCAT ist ein Online-Portal für Busi-
ness-Catering, das einfach und schnell dabei 
hilft, die besten lokalen Speisen für Meetings, 
Konferenzen und Veranstaltungen zu finden. 
Unternehmen können viel Zeit sparen, da sie 
über eine einzige Plattform die Catering-
Angebote aus ihrer Region finden, vergleichen 
und direkt buchen können.“ 
 
Sicherlich ist der Cateringmarkt in Berlin
und anderen großen Städten sehr um-
kämpft? Was hebt Sie von der Konkurrenz 
ab? 
 
„Wir sind bundesweit das einzige Catering-
Portal, das ausschließlich Unternehmen bedient 
und diesen eine Auswahl von 300 Caterern in 
50 Städten bietet. Damit ist LEMONCAT das 
größte deutsche Caterer-Netzwerk. 
 
Ebenso wichtig für die Geschäftskunden, die 
über LEMONCAT das Catering für die 
10-Mann-Vorstandssitzung oder die 2.000-Per-
sonen-Sommerparty buchen: Der Preis ist ga-
rantiert derselbe wie beim Caterer, ansonsten 
wird die Differenz erstattet. Zudem nimmt    
LEMONCAT nur Caterer auf seinen Online-
Marktplatz, die höchsten Qualitätsansprüchen 
genügen – angefangen bei professionellem 
Equipment über Pünktlichkeit bis hin zu einer 
großen Auswahl an veganen und vegetarischen 
Speisen sowie speziellen Angeboten für Allergi-
ker.“ 
 

 

 

 
 
Frau Huber, fast drei Jahre arbeiteten Sie als 
COO für Delivery Hero, was hat Sie zur 
Gründung eines „eigenen“ Unternehmens 
bewogen? 
 
„Tatsächlich entstanden ist die Idee schon zu 
meiner Zeit als COO bei Delivery Hero. Wir 
hatten viele Team-Events und wollten natürlich 
immer über unser eigenes Portal bestellen – in 
Deutschland Lieferheld. Aber irgendwann wa-
ren wir halt nicht mehr nur 10, sondern über 
hundert Mitarbeiter und es wurden immer mehr. 
Das kann man nicht mehr anspruchsvoll abde-
cken mit Lieferdiensten, die für die Essensbe-
stellung von Privatleuten gedacht sind. 
 
Nach meiner Zeit bei Delivery Hero arbeitete 
ich dann zwei Jahre lang mit verschiedenen 
US-Startups in San Francisco. Dabei stellte ich 
fest, wie viel weiter die Amerikaner in dem sind, 
was sie ihren Mitarbeitern bieten – im Kampf um 
die besten Talente muss man da erfinderisch 
werden. Dass Incentives, wie ein gemeinsames 
Essen, immer wichtiger werden für die Mitarbei-
ter, zeigen mittlerweile viele Studien. Das Ge-
halt allein ist nicht mehr ausschlaggebend in 
der Entscheidung, wo ein Mitarbeiter arbeiten 
will. 
 
Ende des letzten Jahres habe ich mir den Cate-
ring-Markt schließlich etwas näher angeschaut 
und war erstaunt, denn es gab in Europa kein 
gutes Angebot für Geschäftskunden. Danach 
stand mein Entschluss fest: Das ist toll, das 
werde ich machen.“ 
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 Interview mit Doreen Huber, Gründerin und Geschäftsfüh-
rerin der LEMONCAT GmbH 

 Sie haben sich auf das Business-Catering 
spezialisiert. Wie können Sie uns schnell 
und unkompliziert helfen, sollten wir kurz-
fristig eine wichtige, größere Besprechung 
organisieren müssen, und was kostet uns 
das als Geschäftskunden? 
 
„Bestehende Online-Catering-Angebote waren 
bisher oft entweder zu kompliziert oder nicht 
ausgerichtet auf die sehr speziellen Anforde-
rungen von Geschäftskunden. Bei uns genügt 
es, auf die Webseite www.lemoncat.de zu ge-
hen, sich die Auswahl der Caterer anzuschau-
en, zu vergleichen und anschließend für das 
Event anzufragen. Das Angebot folgt innerhalb 
von 24 Stunden. 
 
Sollten kurzfristig Snacks benötigt werden, 
können Meeting-Platten bestellt werden. Sie 
sind sofort buchbar und überall in Deutschland 
erhältlich. Bei großen Veranstaltungen helfen 
unsere professionellen Event Manager kosten-
los dabei, individuelle Catering-Wünsche zu 
erfüllen. Wir wollen Wohlfühl-Food zu den Un-
ternehmen bringen. Und das alles einfach, in-
spirierend und qualitativ hochwertig.“ 
 
 

 

 
 
Wie kamen Sie mit UHY in Kontakt und wo-
bei können wir Sie besonders unterstützen? 
 
„LEMONCAT ist meine vierte Firma und UHY 
unterstützt mich bereits seit acht Jahren in allen 
Steuerfragen und bei der Buchhaltung für mei-
ne Unternehmen. Ich schätze UHY als sehr 
vertrauenswürdigen und wichtigen Partner, den 
ich nicht mehr missen möchte.“ 
 
Liebe Frau Huber, wir bedanken uns herzlich 
für das interessante Gespräch und wün-
schen sowohl Ihnen als auch Ihren „LE-
MONCATS“ für die Zukunft alles Gute und 
viel Erfolg! 
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 Compliance bei mittelständischen Unternehmen – 2. Teil 
Hermann Pointl, WP/StB, UHY Deutschland AG, München 

 Sehr geehrte Leserinnen und Leser, in der letz-
ten Ausgabe unsere Newsletters haben wir uns 
mit Compliance auseinandergesetzt und möch-
ten in unserem angekündigten 2. Teil nun v. a. 
auf die Risiken des Compliance-Systems ein-
gehen: 
 
4. Compliance-Risiken 
 
Jedes Unternehmen hat eine spezifische Aus-
prägung von Compliance-Risiken bzw. eine 
individuelle Risikostruktur. Es erscheint von 
hoher Relevanz, das betriebliche Compliance-
System entsprechend der Risikostruktur des 
Unternehmens auszurichten. 
 
Folgende potentielle Compliance-Risiken kön-
nen bei KMU vorliegen: 
 
} Korruption (Wettbewerbsrecht) 
} Kartellrecht 
} Arbeitsrecht 
} Datenschutzrecht 
} Tax (Steuerrecht) 
} Accounting (Rechnungslegungsnormen) 
} Zollrecht (Außenwirtschaftsrecht) 
} Produktsicherheit und Produkthaftung 
} Geldwäscheprävention. 
 
4.1 Korruption 
 
Mit dem Korruptionsbekämpfungsgesetz
(KorrbekG) sind die sog. Straftaten gegen den 
Wettbewerb neu in das StGB integriert worden. 
Darin sind die Strafbarkeiten der Bestechlich-
keit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 
(§ 299 StGB) enthalten. Diese Vergehen ent-
sprechen § 12 des Gesetzes gegen den unlau-
teren Wettbewerb (UWG) mit der Maßgabe, 
dass nun auch das Fordern und Gewähren von 
Drittvorteilen strafbar sind. Die Vorschriften 
schützen den freien Wettbewerb. 

 Der Bestechlichkeit (§ 299 Abs. 1 StGB) 
macht sich strafbar, wer als Angestellter oder 
Beauftragter eines Unternehmens im geschäft-
lichen Verkehr einen Vorteil für sich oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich 
versprechen lässt oder annimmt, dass er einen 
anderen beim Bezug von Waren oder gewerbli-
chen Leistungen im Wettbewerb in unlauterer 
Weise bevorzugt. Der Täter muss hinsichtlich 
sämtlicher objektiver Merkmale mit (mindestens 
bedingtem) Vorsatz handeln. 

Beispiel Bestechlichkeit 
A ist Angestellter des Bauunternehmens B; er 
ist für den Einkauf von Baumaschinen verant-
wortlich. B möchte neue LKWs anschaffen. A 
holt von den LKW-Verkäufern X, Y und Z An-
gebote ein. A fordert C, Vorstand der Z, auf, 
ihm EUR 50.000 in bar zu zahlen; im Gegenzug 
kaufe B die LKWs bei Z. Sollte sich C weigern, 
diesen Betrag zu zahlen, würde er bei der An-
schaffung der LKWs die günstigeren und bes-
seren Angebote von X oder Y berücksichtigen. 
C zahlt, B kauft die LKWs bei Z, obwohl die 
Angebote von X und Y besser gewesen sind. A 
macht sich der Bestechlichkeit (§ 299 Abs. 1 
StGB) strafbar. 

Kern des § 299 StGB ist die sog. Unrechtsver-
einbarung, die vorliegt, wenn der Vorteil als 
Gegenleistung für eine künftige unlautere Be-
vorzugung gefordert, angeboten, versprochen 
oder angenommen wird; dabei genügt eine 
stillschweigende Übereinkunft. 
 
Der Bestechung (§ 299 Abs. 2 StGB) macht 
sich strafbar, wer im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs einem Angestellten 
oder Beauftragten eines geschäftlichen Be-
triebs einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 
oder gewährt, dass er ihn oder einen anderen 
bei dem Bezug von Waren oder gewerblichen 
Leistungen in unlauterer Weise bevorzugt. 
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 Beispiel Bestechung 
Nach dem Sachverhalt des obigen Beispiels 
macht sich C, Vorstand der Z, der Bestechung 
gem. § 299 Abs. 2 StGB strafbar, indem er A 
die geforderten EUR 50.000 gibt, damit B bei Z 
die LKWs erwirbt, obwohl die Konkurrenten X 
und Y günstigere und bessere Kaufangebote 
unterbreitet hatten. 
 
Die Bestechung ist das Spiegelbild der Be-
stechlichkeit. Wesentlicher Unterschied beider 
Regelungen ist der Täterkreis. 
 
Der Vorteilsannahme (§ 331 Abs. 1 StGB) 
macht sich ein Amtsträger oder ein für den öf-
fentlichen Dienst besonders Verpflichteter 
strafbar, der für die Dienstausübung einen Vor-
teil für sich oder einen Dritten fordert, sich ver-
sprechen lässt oder annimmt. 
 
Beispiel Vorteilsannahme 
Der Beamte B erhält von dem Bauunternehmer 
Z eine hochwertige Uhr, damit B die von Z be-
gehrte Baugenehmigung umgehend erteilt, 
obwohl die übliche Bearbeitung längere Zeit in 
Anspruch genommen hätte. Auch bei gewöhnli-
cher Bearbeitung wäre die Baugenehmigung 
erteilt worden. B macht sich gem. § 331 Abs. 1 
StGB der Vorteilsannahme strafbar. Z macht 
sich der Vorteilsgewährung gem. § 333 Abs. 1 
StGB strafbar, indem er dem Beamten eine Uhr 
für die Erteilung der Baugenehmigung gegeben 
hat. 
 
 

 Strafbarkeiten gem. §§ 299 ff. und §§ 331 ff. 
StGB haben gravierende Folgen für Täter, Un-
ternehmen und Unternehmensverantwortliche: 
 
} Geld oder Freiheitsstrafen, die zumindest 

ab einer Dauer von zwei Jahren nicht mehr 
zur Bewährung ausgesetzt werden können 

} Berufsverbot, §§ 61 Nr. 6, 70 StGB 
} Kündigung Arbeits- oder Dienstvertrag 

(Verlust des Arbeitsplatzes) 
} Zivilrechtliche Schadenersatzansprüche 
} (Mit-) Haftung für steuerliche Nachforde-

rungen aufgrund geänderter Steuerbe-
scheide gegen das Unternehmen 

 
Unternehmen 

} Bußgeld, § 30 OWiG 
} Vermögensabschöpfung/Verfall, 

§§ 73 ff. StGB 
} Eintrag ins Korruptionsregister 
} Vergabesperren und Ausschluss von öffent-

lichen Aufträgen 
} Eintrag ins Gewerbezentralregister bis hin 

zum Gewerbeentzug, §§ 149 ff. GewO 
} Zivilrechtliche Schadenersatzansprüche 
} Steuerliche Nachforderungen 

 
Verantwortlicher 

} Bußgeld wegen eines Verstoßes gegen die 
Aufsichts- und Kontrollpflicht, § 130 OWiG 

} Zivilrechtliche Schadenersatzansprüche 
 
International tätige Unternehmen haben aus-
ländische Korruptionsbekämpfungsgesetze zu 
beachten, z. B. 
 
} UK Bribery Act (Großbritannien) 
} Foreign Corrupt Practice Act (USA). 
 
Insoweit sollte jedes Unternehmen präventive 
Compliance-Maßnahmen zur Korruptionsver-
meidung bzw. Korruptionskontrolle umsetzen, 
falls Korruptionsrisiken bestehen können. In der 
Praxis hat sich hierzu ein sog. 5-Stufen-Plan 
herausgebildet, um Korruption in einem Unter-
nehmen zu bekämpfen. 
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1. „Nein zur Korruption“ 
2. Prüfung auf Risiken korruptionsgeneigter Bereiche 
3. Code of Conduct, Regelungen zur Annahme und 

Gewährung von Geschenken, Einladungen von 
Geschäftspartnern und Amtsträgern, Einführung 
eines Vier-Augen-Prinzips, Berichtswege, MA-
Schulungen, Richtlinien 

4. Überprüfung, ob Compliance eingehalten 
5. Überwachung der Eignung und Funktionsfähigkeit 

des Systems, wiederkehrende Analyse 
 
4.2 Tax Compliance 
 
Materiell umfasst Tax Compliance die Wertent-
scheidung zur Einhaltung der für das Unter-
nehmen geltenden Vorschriften, formal bedeu-
tet Tax Compliance die Einführung einer ent-
sprechenden Organisationsstruktur, die die 
materiell geforderte Gesetzestreue sicherstellen 
soll. Tax Compliance erfordert weit mehr als die 
fristgerechte Abgabe von Steuererklärungen. 
Die gestalterische Komponente von Tax Com-
pliance umfasst die Steueroptimierung unter 
Anwendung der geltenden Steuergesetze, wäh-
rend die abwehrende Komponente die präven-
tive Vermeidung von steuerrechtlichen und 
steuerstrafrechtlichen Risiken der Organe bein-
haltet. Systematisch ist Tax Compliance von 
dem Bereich Tax-Risk Management abzugren-
zen. 

 Gegenstand von Tax Compliance sind folgende 
Rechtsgebiete: 
 

} Verfahrensrecht (AO, FGO) 
} Buchführung und Bilanz 
} Ertragsteuern (ESt, KSt, GewSt) 
} Lohnsteuer und Sozialabgaben 
} Umsatzsteuer 
} Erbschaft-/Schenkungsteuer 
} Betriebsprüfung 
} Steuerstrafrecht 
} Zollabgaben 
} Steuerliche Nebenleistungen (Verspä-

tungs- und Säumniszuschläge, Zinsen, 
Zwangsgelder u. a.). 

 
Dabei kann das Besteuerungsverfahren wie 
folgt gegliedert werden: 
 

} Ermittlungsverfahren (z. B. Abgabe ei-
ner Steuererklärung) 

} Festsetzungsverfahren (z. B. in Form 
eines Steuerbescheides) 

} Erhebungsverfahren (z. B. in Form der 
Steuerzahlung). 

 
Für den Steuerschuldner ergeben sich Haf-
tungstatbestände wie die 
 

} Haftung der Vertreter (§ 69 AO) 
} Haftung des Steuerhinterziehers 

(§ 71 AO) 
} Haftung des Betriebsunternehmers 

(§ 75 AO) 
} Haftung der Organschaft (§ 73 AO) 
} Haftung des Arbeitgebers für Lohn-

steuer (§ 42d EStG) 
} Haftung für Kapitalertragsteuer 

(§ 44 Abs. 5 EStG) 
} Haftung für Steuerabzug bei beschränkt 

Steuerpflichtigen (§ 50a Abs. 5 EStG) 
} Ausstellerhaftung für Spendenbeschei-

nigungen (§ 10b Abs. 4 S. 2 EStG) 
} Haftung für Kontenwahrheit (§ 72 AO) 
} Haftung für Bauabzugsteuer 

(§ 48a Abs. 3 EStG). 
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 Bestandteile eines strukturierten Tax Compli-
ance-Systems können sein: 
 

 
Erste Aufgabe für die Implementierung eines 
Tax Compliance-Systems ist die Risikoanalyse, 
also die umfassende und inhaltlich möglichst 
vollständige Risikoerfassung. Eine systemati-
sche Risikoerfassung könnte z. B. in einer ers-
ten Stufe anhand von (Vendor) Due Diligence-
Checklisten - ergänzt um betriebsindividuelle 
Fragestellungen - erfolgen. 
 
Das Risikomanagement könnte in folgenden 
Stufen aufgebaut sein: 
 

1. Qualität der fachlichen Betreuung 
> durch eigene Mitarbeiter des Unterneh-

mens (Sicherstellung der laufenden Fort-
bildung) 

> durch externe Rechtsanwälte, Steuerbera-
ter (berufsrechtliche Vorgaben zur Fortbil-
dung). 

 
2. Auskünfte bei der Finanzverwaltung 
> kostenpflichtige verbindliche Auskunft 

(§ 89 Abs. 2 AO) 
> tatsächliche Verständigung 
> verbindliche Zusage im Anschluss an eine 

Betriebsprüfung (§§ 204 ff. AO) 
> verbindliche Lohnsteuer-Anrufungsaus-

kunft (§ 42e EStG) 
> Advanced Pricing Agreements i.R.v. DBA 

zur Abstimmung von Verrechnungspreisen 
zwischen den Vertragsstaaten. 

 3. Compliance Audits 

Hier kann auf den IDW PS 980 verwiesen 
werden, der den Inhalt freiwilliger Prüfun-
gen von Compliance-Management-
Systemen (CMS) darstellt. 

 
4. Steuerung von Krisensituationen 

 Die Implementierung strukturierter Hand-
lungsabläufe bei Verdacht auf oder Aufde-
ckung von Pflichtverletzungen im Unter-
nehmen sollte Teil des CMS sein. 

 Hierzu gehört auch ein Verhaltenskodex 
bei Steuerstrafverfahren (interne Verhal-
tensregeln, Ansprechpersonen, Benen-
nung externer Berater). 

 
Exkurs: Umsatzsteuer als Risikofaktor 
 
Für viele Unternehmen hat sich die Umsatz-
steuer zu einem erheblichen Risikofaktor entwi-
ckelt. Dies liegt daran, dass Mitarbeiter vielfach 
im laufenden Tagesgeschäft umsatzsteuerliche 
Würdigungen vor dem Hintergrund der komple-
xen Rechtslage vornehmen müssen, ohne da-
bei über sämtliche Entscheidungsgrundlagen 
zu verfügen. 
 
Die Implementierung eines Tax Compliance-
Systems aus Sicht der Umsatzsteuer-Risiken 
kann nach folgendem Prozessschema erfolgen: 
 
I. Erhebung aller relevanten steuerlichen 

Sachverhalte im Unternehmen (umsatz-
steuerliche Fallkonstellationen - vollstän-
dige Auflistung der ein- und ausgehenden 
Leistungen des Unternehmens mit um-
satzsteuerlicher Relevanz) 

II. Identifikation konkreter wesentlicher um-
satzsteuerlicher Risiken innerhalb des Un-
ternehmens (typische Risikofälle: Gewähr-
leistung der Vollständigkeit der notwendi-
gen Dokumentation steuerfreier Leistun-
gen wie Buch- und Belegnachweise bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen und 
Ausfuhren, Vollständigkeit und Richtigkeit 
von Rechnungsangaben bei Eingangs-
rechnungen, zutreffende Einordnung von  
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 erbrachten Leistungen als Reverse-
Charge-Fälle im Inland, Sicherstellung, 
dass eine Ware nicht von einem Liefe-
ranten bezogen wurde, der in ein um-
satzsteuerliches Betrugsmodell invol-
viert sein könnte, Gewährleistung der 
korrekten Speicherung der aufzube-
wahrenden Belege) 

III. Festlegung von Kompetenzzentren im 
Unternehmen und Angebot von Ent-
scheidungshilfen für Mitarbeiter, Be-
stimmung klarer Verantwortlichkeiten 

IV. Systemgestützte Dokumentation ent-
scheidungsrelevanter Informationen 
(z. B. elektronisches, regelbasiertes 
Expertensystem) 

V. Schaffung von Kontrollmöglichkeiten im 
Hinblick auf risikobehaftete Sachverhal-
te (systemgestützter Prüfpfad mit Do-
kumentation der umsatzsteuerlichen 
Entscheidungsfindung für Nachvollzug) 

VI. Regelmäßig wiederkehrende Anpas-
sungsmaßnahmen an veränderte 
Rechtslage, Sachverhalte, Risiken, zu-
ständige Mitarbeiter und Basissysteme 

VII. Verfahrensdokumentation (Tax Compli-
ance-Handbuch) mit Arbeitsanweisun-
gen an Mitarbeiter mit Vorgaben der 
Behandlung der im Unternehmen vor-
handenen umsatzsteuerlichen Sach-
verhalte. 

 
Ein funktionierendes (VAT-) Compliance-
System ist auch ein Indiz gegen Vorsatz und 
Leichtfertigkeit bei der Berichtigung von Erklä-
rungen nach § 153 AO. In Ziff. 2.6 des BMF-
Schreibens vom 23. Mai 2016 (AEAO-Anwen-
dungserlass zu § 153 AO) hat die Finanzver-
waltung erstmals ausgeführt, dass das Vorhan-
densein steuerlicher Prozesse und wirksamer 
Kontrollen im Unternehmen (steuerliches IKS) 
eine Indizwirkung bei der Beurteilung der Frage 
entfaltet, ob ein vorsätzliches oder leichtfertiges 
Handeln vorliegt, wenn abgegebene Erklärun-
gen zu berichtigen sind, also von einer einfa-
chen Berichtigung nach § 153 AO ausgegan-
gen werden kann. 

 4.3 Accounting Compliance 
 
Rechnungslegung versucht, die ökonomischen 
Abläufe eines Unternehmens mittels spezieller 
Vorschriften abzubilden. Es ist Ziel der Rech-
nungslegung, die ökonomische Realität darzu-
stellen. Die Rechnungslegung ist stets abhän-
gig von sich im Zeitablauf ändernden Regelun-
gen, den unternehmensindividuell relevanten 
Sachverhalten sowie den von Unternehmen 
verfolgten bilanzpolitischen Zielsetzungen. 
 
Accounting Compliance - als Teilbereich der 
gesamten Unternehmens-(Corporate-) Compli-
ance - stellt die Einhaltung aller gesetzlich zu 
beachtenden Regelungen zur (externen) Rech-
nungslegung dar. 
 
Mit Accounting Compliance soll also sicherge-
stellt werden, dass bei extern veröffentlichten 
Unternehmensdaten alle erforderlichen Rege-
lungen eingehalten und folglich verlässliche 
Daten der interessierten Stakeholder bereitge-
stellt werden. 
 
Um diese Anforderungen zu erfüllen, müssen 
bestimmte Prozesse und Kontrollen hinsichtlich 
der Buchführung, Bewertung, Vollständigkeit, 
Aufstellung, Prüfung, Feststellung und Offenle-
gung installiert werden. Die Vielfalt der Rege-
lungen und die Komplexität der einzelnen Vor-
schriften stellt die Accounting Compliance vor 
erhebliche Herausforderungen. 
 
Neben der Pflicht zur 
 
} Buchführung (§§ 238 ff. HGB) 
} Aufstellung eines Jahresabschlusses 

(§§ 242, 264, 266, 290, 315a HGB, 
§ 1 PublG) 

} Prüfung des Jahresabschlusses 
(§§ 316 ff. HGB) 

 
besteht eine Offenlegungspflicht für Unterneh-
men aller Größenklassen (vgl. EHUG ab 
1. Januar 2007). Die Verpflichtung zur Offenle-
gung hat für die Gewährleistung von 
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 Accounting Compliance eine erhebliche Bedeu-
tung, weil durch die Offenlegung eine erhebli-
che Anzahl von Stakeholdern auf Rechnungs-
legungsdaten zugreifen kann und auf deren 
Richtigkeit vertraut. 
 
Je nach Größe der Gesellschaft wird eine Viel-
zahl an Daten offengelegt. Stellen sich publi-
zierte Rechnungslegungsdaten im Nachhinein 
als fehlerhaft heraus, ist die Reputation des 
Unternehmens tangiert; die Informationsadres-
saten verlieren das Vertrauen in die Qualität der 
Unternehmensdaten. Ein effektives Accounting 
Compliance-System kann dazu beitragen, der-
artige Ereignisse zu verhindern. 
 
Bei Verstößen gegen die Offenlegungsvor-
schriften des § 325 HGB ist von Amts wegen 
ein Ordnungsgeldverfahren nach § 335 HGB 
einzuleiten. Das Verfahren richtet sich gegen 
die gesetzlichen Vertreter der offenlegungs-
pflichtigen Gesellschaft, kann aber auch gegen 
die Gesellschaft an sich durchgeführt werden. 
Die fehlende oder verzögerte Aufstellung des 
Abschlusses sowie Mängel bei der Erteilung 
des Prüfungsauftrags hindern nicht die Durch-
führung des Verfahrens. Das zuständige Bun-
desamt für Justiz droht zunächst unter Einräu-
mung einer Frist von sechs Wochen ein Ord-
nungsgeld zwischen EUR 2.500 und 
EUR 25.000 an. Wird den Offenlegungspflich-
ten in dieser Zeit nicht nachgekommen, erfolgt 
die Festsetzung des Ordnungsgeldes. 
 
Die vorsätzliche oder leichtfertige Offenlegung 
eines befreienden IFRS-Einzelabschlusses 
nach § 325 Abs. 2a HGB bzw. eines befreien-
den Konzernabschlusses nach §§ 291, 
292 HGB, der die Verhältnisse der Gesellschaft 
bzw. des Konzerns verschleiert oder unrichtig 
wiedergibt, stellt eine strafbewehrte unrichtige 
Darstellung gem. § 331 Nr. 1a und Nr. 3 HGB 
dar. Bei Verstoß gegen die Form- und Inhalts-
vorgaben des § 328 HGB liegt eine Ordnungs-
widrigkeit gem. § 334 Abs. 1 Nr. 5 HGB vor. 

 Falls in einem Unternehmen eine interne Revi-
sion eingerichtet worden ist, kann die interne 
Revision in vielfältiger Weise auf dem weit ab-
zugrenzenden Feld der Accounting Compliance 
tätig sein. Sie sollte in jedem Fall in das Ac-
counting Compliance-Management einbezogen 
werden. Auf welche Art dies geschieht, ist je-
weils einzelfallbezogen zu entscheiden. 
 
Eine nicht gegebene Ordnungsmäßigkeit der 
Rechnungslegung - und damit die fehlende 
Accounting Compliance - kann sich sowohl 
aufgrund einer unabsichtlichen als auch wegen 
einer bewussten Nichtbeachtung von Rech-
nungslegungsnormen oder sonstigen jahresab-
schlussrelevanten Vorschriften ergeben. Die mit 
Absicht begangene Manipulation der Rech-
nungslegung wird auch als Accounting Fraud
bezeichnet. Insbesondere hier muss ein Ac-
counting Compliance-System ansetzen, um 
Accounting Fraud zu verhindern. 
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 Accounting Fraud bedeutet bewusst vorge-
nommene falsche Angaben im Jahresab-
schluss oder im Lagebericht sowie auch Fäl-
schungen in der Buchführung oder in den 
Grundlagen der Buchführung. Beispielsweise 
können diese erfolgen durch 
 

} Buchungen ohne entsprechende Ge-
schäftsvorfälle 

} unterlassene Buchungen 
} unberücksichtigte Buchungsbelege 
} unerlaubte Änderungen der (Grundla-

gen der) Buchführung oder durch 
} die absichtlich falsche Anwendung von 

Rechnungslegungsnormen. 
 
All diese Beispiele sorgen dafür, dass eigentlich 
zu beachtende Vorschriften missachtet werden, 
d. h., dass gerade keine Accounting Compli-
ance gegeben ist. 
 
Accounting Fraud knüpft regelmäßig an das 
Vorliegen dreier Faktoren an. Motivation, Ge-
legenheit und innere Rechtfertigung. Je 
mehr Faktoren bei einer Person erfüllt sind, 
desto höher ist das Risiko, dass eine Person im 
Unternehmen Manipulationen in der Rech-
nungslegung vornimmt. 
 
Mit der Verpflichtung zur 
 
} Buchführung, 
} Aufstellung eines Jahresabschlusses, 
} gesetzlichen oder freiwilligen Jahresab-

schlussprüfung, 
} Offenlegung, 
} Implementierung eines Aufsichtsrats/Beirats,
} eines Enforcement-Systems, 
} einer Internen Revision und eines 
} Risikomanagement-Systems sowie zur 
} Prävention und Aufdeckung von Accounting 

Fraud 
 
wird sichergestellt, dass die ökonomischen 
Abläufe nach einheitlichen Vorgaben aufberei-
tet und dargestellt werden. Die Erfüllung der 
gesetzlichen Vorgaben wird durch ein Ac-
counting Compliance-System sichergestellt. 

 5. Fazit 
 
Nach wie vor stehen für die Motivation zur Ein-
richtung eines Compliance-Systems die Haf-
tungsvermeidung, Korruptionsprävention sowie 
die Prävention von Wettbewerbsdelikten und 
Vermögens- oder Reputationsverlusten im Vor-
dergrund. 
 
Im Ergebnis kristallisiert sich bei Unternehmen 
deutlich die Werte- bzw. Unternehmenskultur 
als zentrales Grundelement des Compliance-
Begriffs heraus. Damit zeigt sich, dass das 
Verständnis von Compliance inzwischen weit 
über die bloße „regulatorische Umsetzung ge-
setzlicher und interner Vorgaben“ hinausgeht 
und nur eine solide, im Unternehmen veranker-
te und gelebte Compliance-Kultur die Grundla-
ge für ein wirksames CMS bilden kann. 
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 Anhangangaben über das Abschlussprüfer-
honorar 
 
Nach §§ 285 Nr. 17, 314 Abs. 1 Nr. 9 des Han-
delsgesetzbuchs (HGB) sind im Anhang oder 
Konzernanhang von Abschlüssen grundsätzlich 
Angaben zum Abschlussprüferhonorar zu ma-
chen, aufgeschlüsselt in vier Kategorien. Das 
Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland 
e. V. (IDW), Düsseldorf, hat dazu am 
27. Oktober 2016 bekanntgemacht, dass die 
Neufassung einer IDW-Stellungnahme zu An-
hangangaben über das Abschlussprüferhonorar 
(IDW RS HFA 36 n. F.) verabschiedet wurde. 
Die Stellungnahme befasst sich vor dem Hin-
tergrund der Offenlegung von Honoraren in 
Abschlüssen und Transparenzberichten mit 
Fragen der Abgrenzung von Prüfungs- und 
Beratungsleistungen und soll zu einem einheit-
lichen Verständnis beitragen. Die Stellungnah-
me ist für Jahres- und Konzernabschlüsse für 
nach dem 31. Dezember 2016 beginnende 
Geschäftsjahre erstmals anzuwenden. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig, sofern die Re-
gelungen vollständig beachtet werden. 
 
Das Gesamthonorar des Abschlussprüfers ist in 
die vier Kategorien „Abschlussprüfungsleistun-
gen“, „andere Bestätigungsleistungen“, „Steu-
erberatungsleistungen“ und „sonstige Leistun-
gen“ aufzuschlüsseln. Eine Leistung ist künftig 
als Abschlussprüfungsleistung zu erfassen, 
wenn sie unmittelbar durch die Abschlussprü-
fung veranlasst ist oder im Rahmen der Ab-
schlussprüfung genutzt wird. 
 
Unmittelbar durch die Abschlussprüfung veran-
lasst sind alle Prüfungsleistungen, die nach 
§§ 317 ff. HGB durchzuführen sind oder die 
aufgrund gesetzlicher Erweiterungen der Ab-
schlussprüfung anfallen (z. B. Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung nach 
§ 53 HGrG, Prüfung des Risikofrüherkennungs-
systems nach § 317 Abs. 4 HGB). Im Rahmen 
der Abschlussprüfung genutzt werden können 
Prüfungsleistungen, die einen direkten inhaltli-
chen Bezug zum Gegenstand der Abschluss-
prüfung haben und Prüfungsnachweise liefern  

 (z. B. projektbegleitende Prüfungen IT-
gestützter rechnungslegungsbezogener Syste-
me). In der Stellungnahme ist zudem eine An-
lage mit zahlreichen Beispielen der den einzel-
nen Kategorien zuzuordnenden Leistungen zu 
finden. 
 
Die Stellungnahme hält es nach Sinn und 
Zweck für sachgerecht, die von verbundenen 
Unternehmen i. S. v. § 271 Abs. 2 HGB des 
Abschlussprüfers berechneten Honorare bei 
den Angaben zum Gesamthonorar in der jewei-
ligen Kategorie zu berücksichtigen. Da dazu 
allerdings keine Pflicht besteht, wird empfohlen, 
die Einrechnung von Honoraren an verbundene 
Unternehmen des Abschlussprüfers in das Ge-
samthonorar durch eine Davon-Angabe offen-
zulegen. 
 
Anzugeben ist das vom Abschlussprüfer für das 
Geschäftsjahr berechnete Gesamthonorar. 
Gemeint ist damit das aus der Perspektive des 
Bilanzierenden auf das Geschäftsjahr entfallen-
de Honorar, d. h., das im Geschäftsjahr in der 
Gewinn- und Verlustrechnung enthaltene Hono-
rar. Umfasst sind damit auch Honorare für Leis-
tungen an den Bilanzierenden, die seitens des 
Abschlussprüfers z. B. einem Mutterunterneh-
men in Rechnung gestellt und dem Bilanzieren-
den weiterbelastet werden. Stellt sich ein Rück-
stellungsbetrag für Honorare an den Ab-
schlussprüfer im Nachhinein als über- oder 
unterdotiert heraus, ist der jeweilige Betrag bei 
der Honorarangabe des Folgegeschäftsjahres 
zu berücksichtigen. Das Honorar schließt un-
verändert den berechneten Auslagenersatz ein, 
nicht jedoch beim Abschlussprüfer durchlau-
fende Posten, wie z. B. die Umsatzsteuer. Die 
Frage, ob ein Posten „durchlaufend“ ist, ist aus 
Perspektive des Abschlussprüfers zu beurtei-
len. 
 
Im Konzernanhang ist das vom Konzernab-
schlussprüfer und seinen verbundenen Unter-
nehmen für das Geschäftsjahr berechnete Ge-
samthonorar für sämtliche Kategorien, die diese 
an das Mutterunternehmen, an vollkonsolidierte 
Tochterunternehmen und an quotal konsolidier- 
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 te Gemeinschaftsunternehmen erbracht haben, 
anzugeben. Dabei sind Honorarbestandteile, 
die auf Leistungen an Gemeinschaftsunter-
nehmen entfallen, nur entsprechend der Betei-
ligungsquote aufzunehmen. Honorare für Leis-
tungen an assoziierte Unternehmen sind kein 
Bestandteil des Honorars. 
 
Bilanzierung von Altersversorgungsver-
pflichtungen 
 
Das IDW hat am 16. Dezember 2016 die Neu-
fassung der Stellungnahme zur handelsrechtli-
chen Bilanzierung von Altersversorgungsver-
pflichtungen (IDW RS HFA 30 n. F.) beschlos-
sen. Sie ist bei der Aufstellung von Abschlüs-
sen für Zeiträume, die nach dem 31. Dezem-
ber 2015 beginnen, erstmals verpflichtend an-
zuwenden. 
 
Die Neufassung der Stellungnahme berücksich-
tigt Änderungen durch das Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetz (BilRUG) sowie die aktuelle 
Gesetzesänderung hinsichtlich der Abzinsung 
von Pensionsrückstellungen (§ 253 HGB). Von 
Bedeutung sind dabei insbesondere die folgen-
den Punkte: 
 
Zur Abzinsung von Pensionsrückstellungen 
wird klargestellt, dass eine Verminderung des 
handelsrechtlichen Erfüllungsbetrags aufgrund 
der erstmaligen Anwendung des durchschnittli-
chen Marktzinssatzes der vergangenen zehn 
Geschäftsjahre (§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB) ge-
genüber dem Erfüllungsbetrag, der sich unter 
Anwendung des durchschnittlichen Marktzins-
satzes der vergangenen sieben Geschäftsjahre 
ergibt, gegen etwaige noch ausstehende Zufüh-
rungsbeträge aus der sog. BilMoG-Umstellung 
per 1. Januar 2010 verrechnet werden darf. 
Nach Auffassung des IDW kommt es für die 
Möglichkeit der Verrechnung demnach nicht 
darauf an, ob sich aus der Anwendung der 
Neureglungen insgesamt eine Minderung der 
Altersversorgungsrückstellungen im Vergleich 
zum Vorjahresbetrag ergibt. 

 Wenngleich bilanzierende Unternehmen für den 
Bilanzansatz von Pensionsrückstellungen aktu-
ell den 10-Jahres-Durchschnittszinssatz zu 
berücksichtigen haben, haben sie zu jedem 
Abschlussstichtag zusätzlich auch eine Bewer-
tung mit dem 7-Jahres-Durchschnittszinssatz 
vorzunehmen. Der sich ergebende Unter-
schiedsbetrag zwischen diesen beiden Wertan-
sätzen ist zu ermitteln, im Anhang anzugeben 
und unterliegt einer Ausschüttungssperre. Das 
IDW regelt dazu, dass der Unterschiedsbetrag 
vor einer Verrechnung mit etwaigem De-
ckungsvermögen gemäß § 246 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 1 HGB zu berechnen ist. Der Unter-
schiedsbetrag ist folglich auch dann ausschüt-
tungsgesperrt, wenn der beizulegende Zeitwert 
des Deckungsvermögens dem jeweiligen Erfül-
lungsbetrag entspricht oder diesen übersteigt. 
 
Der Unterschiedsbetrag ist in jedem Geschäfts-
jahr im Anhang oder unter der Bilanz anzuge-
ben. Fraglich war, ob gemäß Art. 28 Abs. 1 
EGHGB nicht passivierte, aber im Anhang an-
zugebende Verpflichtungen für sog. Altzusagen 
bzw. für mittelbare Versorgungszusagen eben-
falls von der Pflicht zur Angabe eines Unter-
schiedsbetrags betroffen sind. Das IDW stellt 
klar, dass dies nicht so ist. Für diese nicht in 
der Bilanz passivierten Altersversorgungsver-
pflichtungen ist somit lediglich die Angabe des 
Rückstellungsbetrags nach Art. 28 Abs. 2 
EGHGB im Anhang erforderlich, diese aller-
dings ermittelt auf Basis des 10-Jahres-
Durchschnittszinssatzes. 
 
Regierungsentwurf zum Entgelttranspa-
renzgesetz 
 
Am 11. Januar 2017 hat das Bundeskabinett 
den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Förderung der Transparenz von Entgeltstruktu-
ren (Entgelttransparenzgesetz) beschlossen. 
Das Gesetz soll die Durchsetzung von Entgelt-
gleichheit im Sinne von „gleicher Lohn für glei-
che oder gleichwertige Arbeit“ von Frauen und 
Männern verbessern. Zu diesem Zweck sind für 
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 bestimmte Unternehmen Berichtspflichten in 
Form einer Anlage zum Lagebericht vorgese-
hen. Das Gesetz beinhaltet insbesondere Fol-
gendes: 
 
- Es werden die wesentlichen Grundsätze 

und Begriffe zum Gebot der Entgeltgleich-
heit zwischen Frauen und Männern bei glei-
cher und gleichwertiger Arbeit definiert. 

- Für Beschäftigte in Betrieben mit mehr als 
200 Beschäftigten wird ein individueller 
Auskunftsanspruch eingeführt und der Be-
triebsrat soll bei der Wahrnehmung des 
Auskunftsanspruchs mehr Möglichkeiten 
erhalten. 

- Private Arbeitgeber mit mehr als 500 Be-
schäftigten werden aufgefordert, betriebli-
che Verfahren zur Überprüfung und Herstel-
lung von Entgeltgleichheit durchzuführen. 

- Es wird eine Berichtspflicht zur Gleichstel-
lung und Entgeltgleichheit von Frauen und 
Männern (Entgeltbericht) eingeführt. 

 
Den Entgeltbericht sollen lageberichtspflichtige 
Unternehmen mit in der Regel mehr als 500 
Beschäftigten aufstellen. Eine Berichtspflicht 
auf Konzernebene durch das Mutterunterneh-
men ist nicht vorgesehen. 
 
In den Bericht sind die Maßnahmen aufzuneh-
men, die der private Arbeitgeber zur Förderung 
der Gleichstellung von Frauen und Männern 
ergreift, insbesondere jene Maßnahmen, die die 
Gleichstellung der Beschäftigten im Arbeitsall-
tag im Unternehmen fördern. Getrennt von die-
sen Maßnahmen sind in dem Bericht jene 
Maßnahmen aufzuführen, die der Einhaltung 
und Förderung des Entgeltgleichheitsgebotes 
dienen. Auch hier sind insbesondere jene Maß-
nahmen zu nennen, die die Entgeltgleichheit im 
Unternehmen fördern. Die Darstellung zur Ent-
geltgleichheit kann auch die Benennung der 
grundlegenden Entgeltregelungen und Arbeits-
bewertungsverfahren umfassen, da beide maß-
gebend für eine faire und transparente Entloh-
nung der Beschäftigten sind. Hierunter können 
Informationen über Anzahl und Ergebnis der in 
Anspruch genommenen Auskunftsverlangen 

 oder über die Durchführung betrieblicher Prüf-
verfahren fallen. Werden solche Maßnahmen 
nicht durchgeführt, ist dies zu begründen. 
 
Anzugeben sind zudem die durchschnittliche 
Gesamtzahl der Beschäftigten sowie die durch-
schnittliche Zahl der Vollzeit- und Teilzeitbe-
schäftigten, jeweils aufgeschlüsselt nach Frau-
en und Männern (statistische Daten). Arbeit-
nehmer, die dem berichtspflichtigen Unterneh-
men zur Arbeit überlassen wurden, sind dabei 
mit zu berücksichtigen. Insoweit unterscheidet 
sich die Arbeitnehmerdefinition hier vom han-
delsrechtlich verwendeten Arbeitnehmerbegriff 
für die Anhangangabe der durchschnittlichen 
Arbeitnehmerzahl. In dem Bericht ist außerdem 
anzugeben, wie sich die statistischen Angaben 
im Vergleich zum vorangegangenen Bericht 
verändert haben. 
 
Arbeitgeber, die tarifgebunden oder tarifanwen-
dend sind, erstellen den Bericht im Turnus von 
fünf Jahren. Dies stellt eine Privilegierung ge-
genüber nicht tarifgebundenen und nicht tarif-
anwendenden Arbeitgebern dar, bei denen der 
Turnus drei Jahre beträgt. Hintergrund dieser 
Regelung ist, dass bei tarifvertraglichen Entgelt-
regelungen ein stärkerer Schutz vor Entgeltdis-
kriminierung besteht. In jedem Fall ist über die 
Maßnahmen während des gesamten (fünf- bzw. 
dreijährigen) Berichtszeitraums zu berichten, 
während die statistischen Angaben nur für das 
letzte Kalenderjahr im Berichtszeitraum ge-
macht werden müssen. 
 
Der Entgeltbericht ist dem Lagebericht als An-
lage beizufügen und im Bundesanzeiger offen-
zulegen. Nicht ausreichend ist eine Veröffentli-
chung auf der Internetseite des Unternehmens. 
Der Entgeltbericht gehört damit nicht zu den 
Jahresabschlussunterlagen und zum Lagebe-
richt, sodass die entsprechenden Vorschriften 
und Rechtsfolgen insbesondere nach dem 
Handelsgesetzbuch nicht greifen. Folglich ist 
der Entgeltbericht nicht durch einen Abschluss-
prüfer zu prüfen, noch ist im Rahmen der Ab-
schlussprüfung festzustellen, ob die geforderten 
Angaben enthalten sind. 
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 Der Bericht ist zum ersten Mal in dem Kalen-
derjahr zu erstellen, das auf das Jahr folgt, in 
dem das Gesetz in Kraft tritt. Tritt das Gesetz 
2017 in Kraft, ist der Entgeltbericht mithin erst-
mals im Jahr 2018 zu erstellen. 
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 Steuerfreistellung von Sanierungsmaßnah-
men gekippt 
 
Mit Beschluss vom 28. November 2016 
(GrS 1/15) hat der Große Senat des Bundesfi-
nanzhofs (BFH) den Sanierungserlass des 
Bundesministeriums der Finanzen (BMF) ge-
kippt. Damit ist die langjährige, jedoch gesetz-
lich nicht normierte Praxis der Finanzverwal-
tung nicht mehr zulässig, Sanierungsgewinne 
bei notleidenden Unternehmen nicht zu besteu-
ern. In Reaktion darauf gibt es erfreulicherweise 
eine Stellungnahme des Bundesrates 
(BR-Drs. 59/17) für eine gesetzliche Regelung, 
dass Sanierungsmaßnahmen unter bestimmten 
Voraussetzungen steuerlich begünstigt sein 
sollen. Eine gesetzliche Neuregelung sollte 
aufgrund der derzeit unklaren Rechtslage kurz-
fristig erfolgen. 
 
Anhebung der Grenze für geringwertige 
Wirtschaftsgüter 
 
Nach einer Pressemitteilung des Bundesminis-
teriums der Wirtschaft vom 7. März 2017 sollen 
die Schwellenwerte für die Sofortabschreibung 
von geringwertigen Wirtschaftsgütern von bis-
her EUR 410 auf EUR 800 erhöht werden. 
Wirtschaftsgüter können in dieser Höhe im Jahr 
des Zugangs sofort abgeschrieben werden. 
Diese Maßnahme dient nach Angaben des 
BMWi der Bürokratieentlastung. Dabei ist die 
Änderung jedoch längst überfällig, da diese 
Grenze bereits seit 1965 unverändert galt. 
 
Die Erhöhung soll ab 1. Januar 2018 in Kraft 
treten. 
 
Erstattungen im Rahmen von Bonuspro-
grammen der Krankenversicherungen 
 
Der BFH hat am 1. Juni 2016 (BStBl. 2016 II 
S. 989) entschieden, dass nicht alle Zahlungen 
einer gesetzlichen Krankenversicherung, die im 
Rahmen eines Bonusprogramms (nach 
§ 65a SGB V) geleistet werden, die als Sonder-
ausgaben abziehbaren Krankenversicherungs-
beiträge des Steuerpflichtigen mindern dürfen. 

 Unter bestimmten Voraussetzungen dürfen die-
se Rückzahlungen nicht als Beitragsrückerstat-
tung bescheinigt werden und mindern daher 
nicht die vom Steuerpflichtigen abziehbaren 
Krankenversicherungsbeiträge. 
 
Die konkreten Voraussetzungen sind von den 
Krankenversicherungen zu prüfen. In der Jah-
resbescheinigung, die auch an die Finanzver-
waltung gemeldet wird, sind die Beträge aufzu-
führen. 
 
Zuzahlungen des Arbeitnehmers mindern 
generell den geldwerten Vorteil bei Firmen-
wagennutzung 
 
Nutzungsentgelte und andere Zuzahlungen des 
Arbeitnehmers an den Arbeitgeber für die au-
ßerdienstliche Nutzung eines betrieblichen Kfz 
mindern den Wert des geldwerten Vorteils aus 
der Nutzungsüberlassung, und zwar auch dann, 
sofern dieser nach der 1 %-Methode ermittelt 
wird. Dies hat der BFH mit zwei Urteilen vom 
30. November 2016 (VI R 2/15 und VI R 49/14) 
zur privaten Kfz-Nutzung entschieden. Der BFH 
hat dabei seine Rechtsprechung zugunsten der 
Steuerpflichtigen insoweit geändert. In den 
Urteilsfällen minderten Zuzahlungen des Ar-
beitnehmers zu den Kraftstoffkosten den geld-
werten Vorteil, so dass nur noch der danach 
verbleibende Differenzbetrag versteuert werden 
musste. Allerdings darf der insgesamt zu ver-
steuernde Vorteil auch bei höheren Zuzahlun-
gen nicht negativ werden, sondern lediglich bis 
zu einem Betrag von EUR 0 gemindert werden. 
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 UHY ist „Top-Steuerkanzlei 2017“ 
 
Die UHY Lauer & Dr. Peters KG gehört zu den 
Top-Steuerkanzleien in Deutschland. Das ist 
das Ergebnis einer Befragung, die das Unter-
nehmen Statista für das Nachrichtenmagazin 
Focus durchgeführt hat. Die gelisteten Kanzlei-
en werden als „Top Steuerkanzlei 2017“ ausge-
zeichnet. 
 
Für die Studie wurden knapp 10.000 Steuerbe-
rater und Wirtschaftsprüfer in Führungspositio-
nen per E-Mail zu einer personalisierten Online-
Befragung eingeladen. Berücksichtigt sind aus-
schließlich in Deutschland zugelassene Steuer-
berater und Wirtschaftsprüfer. Die Stichprobe 
basiert unter anderem auf vorherigen Studien 
(z. B. Focus-Money, Lünendonk, NWB Spiegel 
– Jahrbuch der spezialisierten Steuerberater) 
und berücksichtigt zudem Daten aus freien 
Adressdatenbanken und Verzeichnismedien. 
Außerdem wurden zahlreiche Großkanzleien 
kontaktiert. 
 
Die Befragten konnten für 19 Arbeitsgebiete 
und 10 Branchen Empfehlungen für Kanzleien 
außerhalb ihrer eigenen Wirkungsstätte abge-
ben. Die Top-Liste führt die Steuerkanzleien mit 
den häufigsten Empfehlungen auf. 
 
Wir freuen uns über die Auszeichnung „Top-
Steuerkanzlei 2017“ des FOCUS-Magazins, 
welche wir in den Arbeitsgebieten Wirtschafts-
prüfung, Finanzämter, Verwaltungsvollstre-
ckung sowie Umwandlungen und M&A gewin-
nen konnten! 
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land AG sind ein Mitglied von Urbach Hacker 
Young International Limited, eine Gesellschaft 
nach britischem Recht, und sind Teil des UHY 
Netzwerks von rechtlich unabhängigen Wirt-
schaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaften. 
UHY ist der Markenname für das UHY Inter-
national Netzwerk. 

 Der Inhalt des UHY NEWSletter ist nach bes-
tem Wissen und Kenntnisstand erarbeitet wor-
den, ist jedoch nicht auf die spezielle Situation 
einer natürlichen oder juristischen Person aus-
gerichtet. Die Komplexität und der ständige 
Wandel der Rechtsmaterie machen es notwen-
dig, Haftung und Gewährleistung auszuschlie-
ßen. Ohne geeigneten fachlichen Rat und ohne 
gründliche Analyse der jeweiligen Situation 
sollten aufgrund der Informationen dieses 
NEWSletter keine Entscheidungen getroffen 
werden. 
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